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Sitzungsort
Rembertiring 8-12,

28195 Bremen

Teilnehmer/innen:
siehe anliegende Anwesenheitsliste

Tagesordnung:
TOP 1 Genehmigung der Tagesordnung

TOP 2 Genehmigung des Protokolls der Sitzung
vom 06.Dezember 2007

TOP 3 Zulassung zum Vorbereitungsdienst für das Lehramt an öf-
fentlichen Schulen im Lande Bremen
hier: Neue Verordnung über die Festlegung der Zulassungs
        zahlen zum 01.05.2008

Vorlage L18/17

TOP 4 Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Ermäßi-
gung der Unterrichtsverpflichtung und die Anrechnung be-
stimmter Aufgaben auf die Unterrichtsverpflichtung (sog.
Anrechnungsverordnung)

Vorlage L19/17

TOP 5 Informationen aus den geschlossenen Ministersitzungen der
Schulseite der Kultusministerkonferenz am 27. November
2007 und am 03. Dezember 2007 sowie Beratungsschwer-
punkte der 320. Plenarsitzung der Ständigen Konferenz der
Kultusminister und –senatoren der Länder in der Bundesre-
publik Deutschland am 13. Dezember 2007 in Berlin

Vorlage L20/17

TOP 6 Handlungsrahmen „Reduzierung der Zahl der Schülerinnen
und Schüler ohne Schulabschluss, Sicherung der Anschlüs-
se und Verringerung der Zahl der Ausbildungsabbrecher“

Vorlage L21/17

TOP 7 Verschiedenes

TOP  1 Genehmigung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird ohne Änderung genehmigt.

TOP  2 Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 06. De-
zember 2007

Das Protokoll der 5. Sitzung der Deputation für Bildung vom 06. Dezember 2007 wird ohne
Änderung genehmigt.

TOP  3 Zulassung zum Vorbereitungsdienst für das Lehramt an
öffentlichen Schulen im Lande Bremen
hier: Neue Verordnung über die Festlegung der Zulas-

Vorlage L18/17
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         sungszahlen zum 01.05.2008

Frau Stahmann erkundigt sich nach einer Evaluation der Lehrerausbildung im Rahmen der
norddeutschen Länder. Frau von Ilsemann erklärt, dass es seit 2 Jahren  ein norddeutsches
Benchmark  gebe und Herr Dr. Schilling führt aus, dass dieses auf einem KMK Beschluss
aus 2005 beruhe und im September 2007 abgeschlossen wurde. Die Ergebnisse würden
landesintern rückgespiegelt und der Deputation vorgestellt. Herr Güngör regt an, eine Eva-
luation auf den berufsbildenden Bereich zu erweitern.

Beschluss:
Die Deputation für Bildung stimmt der als Anlage 1 beigefügten Verordnung über die Festle-
gung der Zulassungszahlen zum Vorbereitungsdienst für das Lehramt an öffentlichen Schu-
len im Lande Bremen einstimmig zu. Sie nimmt die Aufstellung über die Anzahl der Bewer-
bungen um Zulassung zum Vorbereitungsdienst für das Lehramt an öffentlichen Schulen im
Lande Bremen zum Einstellungstermin 01.05.2008 (Anlage 2) und die Liste der am
01.05.2008 bereits besetzten Fächer (Anlage 3) zur Kenntnis.

TOP  4 Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Er-
mäßigung der Unterrichtsverpflichtung und die Anrech-
nung bestimmter Aufgaben auf die Unterrichtsverpflich-
tung (sog. Anrechnungsverordnung)

Vorlage L19/17

Frau Stahmann bittet um Prüfung, ob die VO nicht schon zum 01.02.2008 in Kraft treten
kann. Herr Rohmeyer bemängelt, dass die Kosten der Auswirkungen durch die VO nicht
dargestellt seien und bezweifelt, wie auch Herr Dr. Buhlert die Kostenneutralität. Frau Sena-
torin Jürgens-Pieper erwidert, dass allen Lehrern und Lehrerinnen eine Unterrichtsermäßi-
gung aus Altersgründen zustünde und diese ein wichtiger Bestandteil des gleitenden Aus-
stiegs in den Ruhestand darstelle. Der Kreis der Anspruchsberechtigten verändere sich
durch die Altersteilzeitregelung damit nicht und erzeuge somit keine Mehrkosten. Herr Kuck-
ero (Personalrat Schulen) bestätigt dies und weist darauf hin, dass unter Berücksichtung
aller Aspekte die Altersteilzeitregelung kostenneutral sei. Frau Senatorin Jürgens-Pieper
sagte zu, dass in der nächsten Deputation ein Bericht zur Größenordnung der Anspruchsbe-
rechtigten einer Ermäßigung der Unterrichtsverpflichtung aus Altersgründen vorgelegt werde.
Staatsrat Othmer stellt in Aussicht, dass die Verordnung möglichst bereits zum 01.02.2008 in
Kraft treten solle.

Beschluss:
Die Deputation für Bildung nimmt die Verordnung zur Änderung der Verordnung über die
Ermäßigung der Unterrichtsverpflichtung und die Anrechnung bestimmter Aufgaben auf die
Unterrichtsverpflichtung vom 21. Juni 1982 (Brem.GBl. S. 179 - 2040-I-3), zuletzt geändert
durch Art. 1 der Verordnung vom 20. Juli 2005 (Brem.GBl. S. 371) zur Kenntnis.

TOP  5 Informationen aus den geschlossenen Ministersitzungen
der Schulseite der Kultusministerkonferenz am 27. No-
vember 2007 und am 03. Dezember 2007 sowie Bera-
tungsschwerpunkte der 320. Plenarsitzung der Ständi-
gen Konferenz der Kultusminister und -senatoren der
Länder in der Bundesrepublik Deutschland am 13. De-
zember 2007 in Berlin

Vorlage L20/17

Beschluss:
Die Deputation für Bildung nimmt die Vorlage zur Kenntnis.

TOP  6 Handlungsrahmen „Reduzierung der Zahl der Schülerin-
nen und Schüler ohne Schulabschluss, Sicherung der
Anschlüsse und Verringerung der Zahl der Ausbil-

Vorlage L21/17
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dungsabbrecher“

Frau Böschen betont, dass der positive Weg fortgesetzt werde solle, wobei die präventiven
Maßnahmen geschlechterorientiert ausgerichtet und Jungen besonders berücksichtigt wer-
den sollten. Frau Schmidtke weist auf den Bedarf von Hilfen für Berufsschüler/innen hin, da-
mit mehr Jugendliche ihren  Abschluss erreichen könnten. Frau Stahmann begrüßt, dass die
vielen eingeleiteten Maßnahmen zur Verringerung der Abbrecherquote auf 8,9% beigetragen
haben. Es müsse aber genau hingesehen werden, welche Maßnahmen erfolgreich seien und
welche nicht. Es stelle sich die Frage, ob der Bund Mittel zur Zielerreichung des Handlungs-
rahmen zur Verfügung stelle. Herr Dr. Buhlert vermisst in Bezug auf verbesserte Startchan-
cen Maßnahmen vor der Schule, die sich auch auf die Situation der Absolventen auswirken
würden.  Herr Rohmeyer spricht sich dafür aus, dass die genannten Maßnahmen im Fach-
ausschuss Schulentwicklung weiter beraten werden. Frau Senatorin Jürgens-Pieper nimmt
diesen Hinweis zustimmend auf. Geld werde der Bund aufgrund der Föderalismusreform
nicht zur Verfügung stellen. Sie sagt zu, das auch die Abbrecherzahlen im beruflichen Be-
reich angesehen werden, diese haben sich z.B. durch die Initiative "Ausbildung bleib dran"
verbessert.

Beschluss:

Die Deputation nimmt die Berichterstattung zum Handlungsrahmen der KMK zur Kenntnis.

TOP  7 Verschiedenes

Keine Anfragen.

Senatorin Sprecherin Protokollantin


